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Baselbieter Polizei will personell aufrüsten
Sie will den Bestand erhöhen – und verschärft damit auch den Wettbewerb zum Stadtkanton.

Nikolaos Schär

Seit dem im Dezember 2023
veröffentlichten Sicherheitsbe-
richt der Baselbieter Polizei ist
klar: Es fehlt den Gesetzeshü-
tern an finanziellen und perso-
nellen Ressourcen, um ihre Auf-
gaben zu erfüllen. Im Landrat
wird am Donnerstag über die di-
rekt aus dem Sicherheitsbericht
hervorgegangene Vorlage bera-
ten, mit der bis 2032 116 neue
Stellen bei der Kantonspolizei
geschaffen werden sollen.

RepressiveMassnahmen
sollenTäterabschrecken
Im aktuellen Budget sind für
2025 die ersten fünf Stellen vor-
gesehen. Laut Sicherheitsdirek-
torin Kathrin Schweizer (SP) ist
man dafür dankbar. Dieser be-
trächtliche Stellenausbau in
Anbetracht der schlechten Kan-
tonsfinanzen verdeutlicht, wie
dringlich die Regierung diese
Massnahmenbeurteilt.Die inne-
re Sicherheit sollte nicht wegen

Sparmassnahmengefährdetwer-
den, soSchweizer.DieZunahme
der Einbruchdiebstähle, der se-
xuellen, minderschweren und
häuslichenGewaltwiegt schwer,
wenn die Polizei im Sicherheits-
bericht gleichzeitig von Ver-
zichtsplanung und Prioritäten-

setzungspricht.Zudemwirdvon
komplexeren Fällen im Bereich
der Strukturkriminalität gespro-
chen.Darunter fallendasorgani-
sierte Verbrechen durch Clans,
Banden und die Mafia sowie Be-
trugsfälle und Geldwäscherei.

InderRegierungsratsvorlage
wird die Strategie der Polizei zur
Bewältigung dieser Herausfor-
derungen dargelegt. So soll zum
einen die Besetzung der Polizei-
posten und der Patrouillen er-
höht werden, um die Sichtbar-
keit im öffentlichen Raum zu
stärken. Zum anderen sollen zu-
sätzliche Stellen für den gestie-
genenadministrativenAufwand
im Ermittlungsbereich geschaf-
fen werden. Total kommen so
rund60Stellenzusammen.Wei-
tere rund 30 Stellen sollen in der
Spezialversorgung den aufwen-
digenErmittlungenundkomple-
xeren Fällen Rechnung tragen.
Für die Kommandostrukturen
sind weitere Stellen reserviert.

Laut der Baselbieter Polizei
ist das Ziel von zusätzlichen re-

pressiven Massnahmen, Täter
abzuschreckenundmitpräventi-
ver Arbeit einen Beitrag zu einer
bürgernahenPolizeizuleisten.Es
stellt sich jedochdieFrage,obdie
Kantonspolizei all die Stellen,
sollten sie denn geschaffen wer-
den, auch besetzen kann. Diese
bestätigt, dass «dies zweifellos
eineanspruchsvolleAufgabeist».

Indennächstenvier Jahren
fehlen32Stellen
Bereits 2022 wurde damit be-
gonnen, elf Stellen von der
Staatsanwaltschaft zurPolizei zu
verschieben. Wegen Rekrutie-
rungsproblemen im Bereich
Wirtschaftskriminalität konnte
dieser Prozess noch nicht abge-
schlossenwerdenundverschiebt
sich nun um ein Jahr bis Ende
2025. Auf Anfrage sagt die Ba-
selbieterPolizei zwar,dassunter
den 659 Mitarbeitenden nur ein
kleiner Unterbestand aufgrund
von Fluktuationen bestehe und
man zurzeit keine Schwierigkei-
ten habe, die Ausbildungsplätze

zu besetzen. Doch im aktuellen
Aufgaben- und Finanzplan wird
beiderPolizei jährlicheinMinus
von acht Stellen ausgewiesen. In
den kommenden Jahren dürfte
es aufgrund von Pensionierun-
gen der geburtenstarken Jahr-
gänge zunehmend schwieriger
werden, die bereits vorhande-
nen Stellen zu besetzen.

Für die Kantonspolizei Ba-
sel-Stadt, die von diesem Pro-
blemähnlichbetroffenseindürf-
te, sind das keine guten Neuig-
keiten, hat sie doch bereits jetzt
Mühe,dieüber 100unbesetzten
Stellen aufzufüllen. Die Basel-
bieter Polizei sagt zwar, dass sie
keine Polizistinnen und Polizis-
ten aus anderen Korps aktiv ab-
werbe,bestätigtaberdiegängige
Praxis, bei einem Wechsel für
die Ausbildungskosten aufzu-
kommen.Trotzderähnlichgros-
sen Korpsgrösse werden jedoch
aufdemLandwenigerPolizisten
als in der Stadt ausgebildet. Im
Jahr2023begannen inBaselland
20 Personen die Ausbildung, in

der Stadt waren es deren 29.
Über einen längeren Zeitraum
betrachtet sinddieUnterschiede
nocheklatanter. Seit 2007bilde-
te die Kantonspolizei Basel-
Stadt im Vergleich zu jener auf
dem Land doppelt so viele Poli-
zisten aus. Dabei kommt es laut
einem Basler Regierungsratsbe-
schluss immer wieder vor, dass
ineinemJahrgangrunddieHälf-
te der Ausbildungsplätze nicht
besetzt werden können.

Die Kantonspolizei Basel-
land sagt: «Uns ist es immer ge-
lungen, die Ausbildungsplätze
zu besetzen.» Würden sich ge-
eignete Persönlichkeiten mel-
den, wäre man bereit, die eine
oder andere Ausbildungsstelle
zu generieren. Offensichtlich ist
man auf dem Land weniger be-
sorgt, genügend Polizisten und
Polizistinnen zu finden, solange
die Situation in der Stadt so ka-
tastrophal bleibt. Ein Ausnützen
der städtischen Zustände sei je-
doch nicht in ihrem Interesse, so
die Baselbieter Polizei.

Mehr Praxis, weniger Theorie
Die Baselbieter SP will mit einem Vorstosspaket die Situation an der Pädagogischen Hochschule verbessern.

Jonas Hoskyn

Ein Systemabsturz brachte zu
Beginn der Sommerferien das
FasszumÜberlaufen.Überhun-
dert angehende Lehrerinnen
undLehrermachten ineinemof-
fenen Brief ihrem Ärger über die
Zustände an der Pädagogischen
Hochschule (PH) an der Fach-
hochschule Nordwestschweiz
(FHNW) Luft. Kritisiert werden
diemangelndeKommunikation,
die Qualität der Ausbildung und
mangelnde Unterstützung beim
Berufseinstieg.Bei einerUmfra-
ge gaben mehr als die Hälfte der
StudentinnenundStudentenan,
dass siediePHnichtweiteremp-
fehlen würden.

In der Folge war die PH in
den vergangenen Monaten
mehrfach Gegenstand von poli-
tischen Vorstössen. Die neuste
Ladung stammt aus den Federn
der Baselbieter Sozialdemokra-
ten. Mit insgesamt sieben Vor-
stössen will die SP die Situation
an der Pädagogischen Hoch-
schule verbessern.

DiedeutlichsteForderung ist
eine Motion von Jan Kirchmayr.
Er will mehr Praxis und weniger
Theorie unter den Lehrenden.
Professorinnen und Professo-
ren,DozierendeundLehrbeauf-
tragte der PH sollten zuvor meh-
rere Jahre an einer Schule unter-
richtet haben. Die jetzige
Formulierung der Anforderun-
gen lasse zu viel Spielraum, fin-
det der Sekundarlehrer. Umge-
kehrt stelledieVorgabe,dassein
Hochschulabschluss notwendig
ist, eine enorme Hürde für Lehr-
personen der Primarstufe und
Sekundarstufe I dar. Kirchmayr
ist überzeugt: «Dieser Umstand
führtdazu,dassvielequalifizier-
te Lehrpersonen, die sicherlich
das Flair für eine Lehrtätigkeit
hätten, auf eine entsprechende
Laufbahn verzichten.»

In die gleiche Kerbe hauen auch
eine Anfrage von Fraktionsprä-
sident und Gymnasiallehrer Ro-
man Brunner zum Verhältnis
zwischen Lehre und Forschung
an der FHNW und der Vorschlag
von Kindergärtnerin Miriam Lo-
cher, künftig Tandems aus PH-
Dozierenden und Lehrpersonen
aus Schulen einzusetzen, um
eine praxisnähere Ausbildung
zu ermöglichen.

BaselbieterPolitikkann
nichtalleineentscheiden
Das Problem: Die Pädagogische
Hochschulebefindetsichzwar in
Muttenz. Da die FHNW ein ge-
meinsames Projekt der Kantone
Basel-Landschaft, Basel-Stadt,
Solothurn und Aargau ist, kann
die Baselbieter Regierung aber
nichts im Alleingang entschei-
den.Folglich istauchderEinfluss
des Baselbieter Parlaments nur
sehrbegrenzt.DieBaselbieterSP
sucht deshalb das Gespräch mit
Parlamentariern und Parlamen-
tarierinnen aus anderen Kanto-
nen, damit die Vorstösse auch
dort eingereicht werden.

NebenderMotionvonKirch-
mayr,mitderdieRegierungzum
Handeln verpflichtet werden
soll, habendieGenossinnenund
Genossen eine Reihe an Postu-
laten formuliert. Wenn diese
überwiesen werden sollten,
müsste die Bildungs-, Kultur-
und Sportdirektion die Forde-
rungen prüfen und berichten.

Auch das Belegungssystem,
der Stein des Anstosses, ist Teil
des Vorstosspaketes der SP. Die-
ses soll verbessert werden, da-
mit die Studierenden Planungs-
sicherheit erhalten. Dafür müss-
ten gemäss Brunner dann auch
genügend Ausbildungsplätze
angeboten werden. Ob dies im
Rahmen des eben neu aufgeleg-
ten Leistungsauftrages möglich
ist, ist eine andere FrageIm Gebälk der FHNW in Muttenz knirscht es gewaltig. Bild: Nicole Nars-Zimmer

«DieStellen
zubesetzen,
ist zweifellos eine
anspruchsvolle
Aufgabe.»

BaselbieterPolizei

Ständerhaus bleibt
Gemeindesache
BuusDie Gemeinde Buus kann
die ortsansässige Stiftung Stän-
derhaus weiterhin beaufsichti-
gen. Dazu hat die Gemeinde-
versammlung am Dienstag ein
neues Reglement über die Be-
aufsichtigung der Stiftungen
mit 152 Ja- gegen 0 Neinstim-
men bei 2 Enthaltungen geneh-
migt. Die Abstimmung erfolgte,
weil der Kanton per April 2022
eine Verordnung aufgehoben
hatte mit entsprechenden Aus-
führungsbestimmungen für
Kanton und Gemeinden. Mit
der Anfang 2012 neu gegründe-
ten BVG- und Stiftungsaufsicht
beider Basel, die fortan die kan-
tonale Stiftungsaufsicht wahr-
nahm, fielen in diesem Bereich
dem Kanton nur noch wenige
Aufgaben zu.

Weil zudem keine Gesetzge-
bungskompetenz seitens des
Kantons besteht, um den Ge-
meindendieArtundWeise ihrer
Stiftungsaufsicht vorzuschrei-
ben, ist die bestehende Verord-
nungaufgehobenunddurcheine
neueersetztworden.DerenAus-
führungsbestimmungen regeln
die verbleibenden kantonalen
AufgabenundbeinhaltenfürGe-
meinden ein Musterreglement.
Würde das Mandat an die BVG-
und Stiftungsaufsicht beider Ba-
seldelegiert, kostedas für ihrbe-
scheidenes Vermögen und ihre
kleine Rechnung unverhältnis-
mässig viel Geld, sagte Ruedi
Ritter, Präsident der Stiftung
Ständerhaus Buus, kürzlich zu
dieserZeitung.DasStänderhaus
ausdem16.Jahrhundert zählt zu
denältestenGebäuden imBasel-
biet und wird bald saniert.

Eine klare Niederlage erlitt
der Gemeinderat am Dienstag-
abend in der Gesamtrevision
Zonenvorschriften Siedlung:
Das Geschäft, das die starke Be-
teiligung an der Versammlung
erklärt, ist mit 139 Nein- gegen
12 Jastimmenbei3Enthaltungen
bachabgeschickt worden. (stz)


